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Verfahrensvermerke 
 

Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt im Regelverfahren. 

 

Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) BauGB  am    

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses  am   

 

Frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB am   

(durch Bekanntmachung im Amtsblatt und  

Einstellung der Unterlagen ins Internet) 

 

Frühzeitige Unterrichtung der Behörden und  gem. § 4 (1) BauGB am   

sonstiger Träger öffentlicher Belange 

(Scoping-Termin / Video-Konferenz) 

 

Planbilligung und Auslegungsbeschluss  gem. § 3 (2) BauGB am   

 

Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung (KW 16) gem. § 3 (2) BauGB am   

 

Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB vom   

    bis    

 

Einholen der Stellungnahmen der Behörden gem. § 4 (2) BauGB vom   

   bis    

 

Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB am  

 

Ortsübliche Bekanntmachung und Inkrafttreten  gem. § 10 (3) BauGB am 
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Satzung 
über den Bebauungsplan "Gewerbegebiet Ost Erweiterung"   

mit örtlichen Bauvorschriften 
 

Der Gemeinderat der Gemeinde Tiefenbronn hat am ……………. aufgrund des Baugesetzbu-

ches (BauGB) in Verbindung mit der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) je-

weils in den am ……………. rechtskräftigen Fassungen den Bebauungsplan "Gewerbegebiet 

Ost Erweiterung" mit örtlichen Bauvorschriften als Satzung beschlossen. 

 
§ 1 

Räumlicher Geltungsbereich 
Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans ist der Lageplan des zeichnerischen 

Teils vom …………….. maßgebend. 

 
§ 2 

Bestandteile und Anlagen der Satzung 
Bestandteile der Satzung 

A Zeichnerischer Teil in der Fassung vom 

B Bauplanungsrechtliche Festsetzungen in der Fassung vom 

C Örtliche Bauvorschriften  in der Fassung vom 

Anlagen 

D Hinweise in der Fassung vom 

E Begründung in der Fassung vom 

F Zusammenfassende Erklärung in der Fassung vom 

Weitere gesonderte Anlagen 

Umweltbericht als separater Bestandteil   

der Begründung  in der Fassung vom …………… 

Artenschutzrechtliche Prüfung in der Fassung vom Oktober 2023 

 

 

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 75 (3) Nr. 2 LBO handelt, werden aufgrund von § 74 LBO er-

lassenen örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt. Auf § 213 BauGB (Ordnungswidrigkeiten) 

wird verwiesen. 

 

§ 4 
Inkrafttreten 

Die Satzung über den Bebauungsplan "Gewerbegebiet Ost Erweiterung" mit örtlichen Bauvor-

schriften tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung gemäß § 10 (3) BauGB in Kraft.  

Gemeinde Tiefenbronn, 

 

…………………….. 

Frank Spottek, Bürgermeister 

 

Es wird bestätigt, dass die Inhalte dieses Bebauungsplans sowie die Inhalte örtlichen Bauvor-

schriften mit den hierzu ergangenen Gemeinderatsbeschlüssen übereinstimmen. 

Tiefenbronn, 

 

…………………….. 

Frank Spottek, Bürgermeister     
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Teil A  
Zeichnerischer Teil des Bebauungsplans (siehe separate Planzeichnung) 

 

 

Teil B - Planungsrechtliche Festsetzungen 
Rechtsgrundlagen: 

Baugesetzbuch (BauGB) 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) 

Die Rechtsgrundlagen gelten jeweils in den zum Zeitpunkt des Beginns der öffentlichen Ausle-

gung rechtskräftigen Fassungen. 

 

 

In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt: 

 

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (5) - (7) BauNVO) 

Gewerbegebiet (GE) gem. § 8 BauNVO 

Allgemein zulässige Nutzungen: 

 Gewerbebetriebe aller Art (mit Ausnahme der unten genannten unzulässigen Gewerbebe-

triebe), Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, 

 Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, 

Ausnahmsweise zulässige Nutzungen: 

 Ausnahmsweise zulässig ist max. eine Wohnung für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen 

oder für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet sind. Die 

Wohnung muss der gewerblichen Nutzung gegenüber in Grundfläche und Baumasse un-

tergeordnet sein (§ 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO).  

 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke  

 Anlagen für sportliche Zwecke 

Unzulässige Nutzungen 

 Tankstellen, 

 Vergnügungsstätten, 

 Gewerbebetriebe, die auf sexuelle Bedürfnisse orientiert sind oder bei denen die Ausübung 

sexueller Handlungen betriebliches Wesensmerkmal ist, 

 Werbeanlagen, die eine eigenständige gewerbliche Nutzung darstellen (i.S. einer Fremd-

werbung) 

 

Fläche für Versorgungsanlagen: Umspannwerk (§ 9 (1) Nr. 1+ Nr. 12 BauGB 

Auf der im zeichnerischen Teil festgesetzten Fläche für Versorgungsanlagen sind Gebäude und 

bauliche Anlagen mit Zufahrten und Leitungsführungen zulässig, die für die Errichtung und den 

Betrieb des geplanten Umspannwerks erforderlich sind.  

 

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB) 

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzungen gelten für das Gewerbegebiet. Für die 

Errichtung des Umspannwerks sind Gebäude und bauliche Anlagen im dafür erforderlichen 

Maß der baulichen Nutzung zulässig. 

Im Gewerbegebiet wird das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Grundflächenzahl 

(GRZ), sowie durch die maximal zulässige Gebäudehöhe (GH) gemäß den Festsetzungen im 

zeichnerischen Teil bestimmt.  
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Die Gebäudehöhe ist das Maß zwischen dem Bezugspunkt und dem höchstgelegenen Punkt 

der Dachhaut. Bei Flachdächern ist die Gebäudehöhe das Maß zwischen der Bezugspunkt und 

dem oberen Wandabschluss bzw. der Oberkante Flachdachattika. Die maximal zulässige Ge-

bäudehöhe (GH) ist im zeichnerischen Teil festgesetzt. 

Bezugspunkt für die Höhenbemessung ist die Höhe der angrenzenden öffentlichen Straße, 

von der die Erschließung erfolgt, das Maß jeweils in Gebäudemitte der zur öffentlichen Ver-

kehrsfläche orientierten Gebäudefassade. 

Mit technischen Dachaufbauten darf die tatsächliche Gebäudehöhe bis zu 2,0 m überschrit-

ten werden. Haustechnisch bedingte Aufzugseinrichtungen und Schornsteine dürfen die 

tatsächliche Gebäudehöhe bis zu max. 4,0 m überschreiten, die Grundfläche dieser Anlagen 

darf jedoch 12 qm nicht überschreiten.  

 

3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB) 

Für die Errichtung des Umspannwerks sind Gebäude und bauliche Anlagen im dafür erforderli-

chen Umfang und erforderlicher Bauweise zulässig. Gesonderte Festsetzung hierzu werden im 

Bebauungsplan nicht vorgenommen.  

Für das Gewerbegebiet wird die abweichende Bauweise festgesetzt. In der abweichenden 

Bauweise sind die Gebäude mit seitlichem Grenzabstand zu errichten, wobei innerhalb der 

überbaubaren Flächen Gebäude ohne Längenbegrenzung zulässig sind. 

Im Gewerbegebiet werden Überbaubare Grundstücksflächen durch Baugrenzen im zeichne-

rischen Teil festgesetzt. 

 

4 Garagen (auch Carports), Stellplätze und Nebenanlagen (§ 9 (1) Nr. 4 BauGB) 

Carports, Garagen und Tiefgaragen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 

zulässig.  

Stellplätze und Nebenanlagen im Sinne des §14 BauNVO sind innerhalb und außerhalb der 

überbaubaren Grundstücksfläche zulässig, auch soweit für sie im Bebauungsplan keine beson-

deren Flächen festgesetzt sind.  

 

5 Flächen für die Rückhaltung von Niederschlagswasser (§ 9 (1) Nr. 14 BauGB) 

Auf den im zeichnerischen Teil festgesetzten Flächen für die Rückhaltung von Niederschlags-

wasser sind Entwässerungsmulden zum Sammeln, Rückhalten und Abführen von Nieder-

schlagswasser im erforderlichen Umfang herzustellen.  

 

6 Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen (§ 9 (1) Nr. 21 BauGB) 

Auf den im zeichnerischen Teil festgesetzten Flächen sind Leitungsrechte zu gewährleisten: 

LR 1  zugunsten eines dort zu verlegenden 110 kV-Kabels 

LR 2 zugunsten der geplanten Abwasserleitungen zur Ableitung von Regenwasser 

 

7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,  

Natur und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) im Plangebiet 

-- wird gfls. noch ergänzt nach Vorliegen des Umweltberichts – 

 

7.1 Maßnahmen zum Artenschutz im Plangebiet (aus Artenschutzprüfung 2020) 

Gehölzfällarbeiten 

Die Entfernung der Gehölze muss im Winter außerhalb der Brutzeit von Vögeln im Zeitraum von 

1. Oktober bis 28. Februar erfolgen. Sollte eine Gehölzentfernung während der Vegetationspe-

riode (März-September) erforderlich sein, sind die entsprechenden Eingriffe auf artenschutz-

rechtliche Verbotstatbestände zu prüfen. 
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Baubeginn außerhalb Brut- und Aufzuchtzeit der Feldlerche 

Wegen der im Planungsgebiet vorkommenden bodenbrütenden Feldlerche muss der Baube-

ginn außerhalb der Brutzeit der Art zwischen Anfang September und Ende März liegen. 

Lichtmanagement 

Sicherstellung einer insekten- und fledermausfreundliche Beleuchtung im Planungsgebiet durch 

folgende Maßnahmen: 

- Verwendung von Lampen mit möglichst geringer Lockwirkung auf nachtaktive Insekten, also 

mit geringem UV- und Blaulicht-Anteil im Lichtspektrum (Natriumdampf-Niederdrucklampen 

oder entsprechende LED-Lampen). 

- Ausstrahlung des Lichts nach unten und Vermeidung von Streuung in mehrere Richtungen 

durch entsprechende Konstruktion und waagrecht nach unten ausgerichtete Anbringung der 

Beleuchtungskörper. 

- Verwendung insektendicht schließender Leuchtgehäuse mit einer Oberflächen-Temperatur 

von maximal 60 °C. 

- Vermeidung von Streulicht  

-  Optional: Abschalten der dauerhaften Beleuchtung (z.B. auch Werbeanlagen) ab Mitter-

nacht. Ab Mitternacht ist die Umstellung des Betriebs auf Bewegungsmelder möglich. 

Zudem gelten die Bestimmungen des § 21 NatSchG.  

Vogelfreundliche Außenfassaden 

Bei der Gestaltung der Außenfassaden ist auf eine vogelfreundliche Bauweise zu achten 

(SCHMID & al. 2012, LFU 2014). Dies beinhaltet die Vermeidung von großen Glasflächen, die 

eine Durchsicht ermöglichen oder die angrenzende Landschaft spiegeln. 

Maßnahmen sind beispielsweise die Verwendung von halbtransparenten Materialien oder flä-

chigen Markierungen. 

 

7.2 Weitere Vermeidungs- Minimierungsmaßnahmen 

Wasserdurchlässige Beläge auf privaten Stellflächen und betrieblichen Freiflächen 

Wege-, Stellplatz- und Lagerflächen auf den privaten Grundstücksflächen sind mit wasserdurch-

lässigen Belägen (Fugenpflaster), mit Rasenfugenpflaster oder mit wassergebundener Decke, 

Kies oder Schotter zu versehen, sofern dadurch keine Gefahr von Schadstoffeinträgen in den 

Untergrund (s.o.) ausgeht.  

Schutz von Oberboden und Verwertung von Erdaushub 

-- Textbaustein aus BP 'Gewerbegebiet Erweiterung II' (2009) -- 

Sämtlicher auf dem Gelände befindlicher Oberboden (Mutterboden), der für die Bebauung ab-

getragen werden muss, ist vor Arbeitsbeginn in der anstehenden Tiefe zu sichern und nach 

Möglichkeit innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes zu verwerten. Der Oberbo-

den ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und Vergeudung zu schützen. 

Bei erforderlichen Geländeaufschüttungen innerhalb des Baugebiets darf der Mutterboden des 

Urgeländes nicht überschüttet werden, sondern ist zuvor abzuschieben. Der erforderliche Bo-

denabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Trennung von Mutterboden und Unterboden 

durchzuführen. Für Auffüllungen ist ausschließlich unbelastetes Bodenmaterial (Unterboden) 

zu verwenden. Die bautechnische Eignung des Materials ist durch den Bauherrn eigenverant-

wortlich zu prüfen. Unnötige Bodenverdichtungen sind zu vermeiden sowie das Befahren oder 

Zerstören von Mutterboden auf verbleibenden Freiflächen ist nicht zulässig. 
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8 Grünordnung (§ 9 (1) Nr. 25 BauGB) 

-- wird noch ergänzt nach Vorliegen des Umweltberichts – 

8.1 Pflanzgebotsflächen 

8.2 Extensive Dachbegrünung 

Die Flachdächer und flachgeneigten Dächer (zulässig bis zu 15° Dachneigung) sind extensiv 

zu begrünen (Substratdicke mindestens  - noch festzulegen - ) 

8.3 Naturnahe Bepflanzung von unbebauten und unbefestigten Flächen 

 

8.4 Empfohlene Gehölze zur Grundstücksbegrünung (aus Artenschutzprüfung 2023) 

Bäume: 

Acer campestre * Feld-Ahorn 

Betula pendula * Hängebirke 

Carpinus betulus Hainbuche 

Juglans regia Walnuss 

Prunus avium  Vogelkirsche 

Populus tremula  Zitter-Pappel 

Quercus robur  Stiel-Eiche 

Sorbus aria  Echte Mehlbeere 

Sorbus aucuparia  Vogelbeere 

Tilia cordata Winter-Linde 

Heimische Obstbaumsorten (Mittel- und Hochstämme) 

Sträucher: 

Cornus sanguinea Roter Hartriegel 

Corylus avellana * Hasel 

Crataegus laevigata*, C. monogyna* Zweigriffliger und Eingriffliger Weißdorn 

Euonymus europaeus Pfaffenhütchen (giftig) 

Ligustrum vulgare Liguster (giftig) 

Lonicera periclymenum*  Wald-Geißblatt 

Prunus padus  Traubenkirsche 

Rosa canina Hundsrose 

Salix caprea  Salweide 

Sambucus nigra* Schwarzer Holunder 

Viburnum lantana  Wolliger Schneeball 

* Art bietet Nahrung für Nachtfalterraupen und damit für Fledermäuse 

Pflanzqualität: 

Bäume:  Hochstamm, mindestens  3x verpflanzt, mit Ballen, Stammumfang 14 - 16 cm 

Sträucher:  2x verpflanzt, 60-100 cm Höhe 

 

9 Anschluss der Grundstücke an öffentliche Verkehrsflächen (§ 9 (1) Nr. 26 BauGB) 

Auf den Grundstücksflächen innerhalb eines Abstands von 1,50 m von der öffentlichen Ver-

kehrsfläche sind unterirdische Stützbauwerke, Hinterbeton der Randsteine, Aufschüttungen und 

Abgrabungen, sowie Lampenfundamente entlang der Grundstücksgrenze in der erforderlichen 

Breite und Höhe zu dulden. 
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Teil C - Örtliche Bauvorschriften 

Rechtsgrundlage 

Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) 

Die Rechtsgrundlagen gelten jeweils in den zum Zeitpunkt des Beginns der öffentlichen Ausle-

gung rechtskräftigen Fassungen. 

 

In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt: 

1 Dächer (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

Im Gewerbegebiet sind Flachdächer sowie flachgeneigte Dächer bis zu 15° Dachneigung mit 

extensiver Dachbegrünung (s. auch Ziffer 8.2 der planungsrechtlichen Festsetzungen) zulässig. 

Für die Fläche für Versorgungsanlagen (Umspannwerk) werden keine Festsetzungen zu Dä-

chern getroffen.  
 

2 Werbeanlagen (§ 74 (1) Nr. 2 LBO) 

Werbeanlagen dürfen die tatsächliche Gebäudehöhe nicht überschreiten.  

Werbeanlagen mit Blendwirkung, wechselndem oder bewegtem Licht, in Stufen schaltbare 

Leuchten und laufende Schriftbilder sowie Skybeamer und Booster (Lichtwerbung am Himmel) 

sind unzulässig. 
 

3 Gestaltung der nicht überbauten Flächen (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Die nicht überbauten Flächen sind, soweit sie nicht für Nebenanlagen, Zufahrten, Wege oder 

Stellplätze benötigt werden, als Vegetationsfläche anzulegen und gärtnerisch zu unterhalten.  
 

4 Einfriedungen (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Einfriedungen entlang öffentlicher Verkehrsflächen sind als Metall- oder Holzzäune bis zu einer 

Höhe von max. 1,5 m zulässig. Ausnahmsweise können Metallzäune bis 2,5 m Höhe errichtet 

werden, wenn sie aus sicherheitstechnischen und betrieblichen Gründen erforderlich sind. Die 

Verwendung von Stacheldraht ist nicht zulässig. 

Einfriedungen müssen von öffentlichen Verkehrsflächen (auch Feldwegen) mindestens 0,5 m 

zurückbleiben. 
 

5 Niederspannungs- und Fernmeldeanlagen (§ 74 (1) Nr. 5 LBO) 

Im Gewerbegebiet sind keine oberirdischen Niederspannungs- u. Fernmeldeleitungen zulässig. 
 

6 Anlagen zum Sammeln, Verwenden oder Versickern von Niederschlagswasser 

 (§ 74 (3) Nr. 2 LBO) 

Das Plangebiet wird im modifizierten Mischsystem entwässert.  

• Straßen- und Hofflächen sowie Schmutzwasser werden über den bestehenden bzw. geplan-

ten Mischwasserwasserkanal entwässert. 

• Unverschmutztes Regenwasser von den Dachflächen ist getrennt zu fassen und auf den 

Grundstücken vom jeweiligen Bauherrn dezentral durch offene Rückhaltung / Retention in 

den im Querschnitt muldenartig und mit möglichst geringem Längsgefälle ausgeformten Flä-

chen sowie durch technische Einrichtungen wie Zisternen zwischenzuspeichern und gedros-

selt in die geplante Regenwasserableitung (offener Graben und/oder Regenwasserkanal) 

einzuleiten. Der Notüberlauf ist ebenfalls an die geplante Regenwasserableitung anzuschlie-

ßen. Soweit extensive Dachbegrünung vorgesehen ist, kann diese entsprechend angesetzt 

werden.  

Die Bemessung der Retention erfolgt nach dem DWA Arbeitsblatt 117, folgende Bemessungs-

ansätze sind zu beachten: 

• QDr = 12 l/s*ha (bezogen auf Grundstücksfläche A). 

• Niederschlagsreihe der Wiederkehrzeit T = 10 Jahre. 
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Teil D - Hinweise 
 

1 Belange des Denkmalschutzes 

Sollten bei der Durchführung der vorgesehenen Arbeiten archäologische Funde oder Befunde 

entdeckt werden, sind diese umgehend der zuständigen Behörde zu melden. Die Fundstelle ist 

vier Werktage nach der Anzeige unberührt zu lassen, wenn nicht die Behörde einer Verkürzung 

dieser Frist zustimmt (§ 20.1 DSchG). Gegebenenfalls vorhandene Kleindenkmale (z.B. histo-

rische Wegweiser, Bildstöcke usw.) sind unverändert an ihrem Standort zu belassen. Sollte eine 

Veränderung unabweisbar erscheinen, ist diese nur im Benehmen mit der Behörde vorzuneh-

men. Auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes über Ordnungswidrigkeiten (§ 27 

DSchG) wird hingewiesen, 

 

2 Erdaushub / Bodenschutz und Altlasten 

Brauchbarer Erdaushub soll einer Wiederverwendung zugeführt werden, soweit möglich auf 

dem jeweiligen Baugrundstück bzw. innerhalb des Baugebiets. 

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmung des Landes-, Bodenschutz- und Altlastengeset-

zes (LBodSchAG) des Landes wird hingewiesen. Ebenso sind das Bundesbodenschutzgesetz 

(BBODSCHG), die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBODSCHV) zu beachten. 

Sollten bei künftigen Baumaßnahmen bislang nicht bekannte Bodenverunreinigungen festge-

stellt werden, ist umgehend das Landratsamt Enzkreis, Dezernat 3 Umwelt, Technik und Ord-

nung zu informieren. Dieses legt dann die erforderlichen Maßnahmen fest. 

Gemäß § 2 LBodSchG werden beim konkreten Eingriff gegebenenfalls Bodenschutzkonzepte 

oder auch eine fachkundige bodenkundliche Baubegleitung bei Vorhaben ab 0,5 ha notwendig 

bzw. verlangt. Dies ist bei der Bebauung der gewerblichen Grundstücke bzw. im Baugenehmi-

gungsverfahren zu beachten und gfls. nachzuweisen. 

Sollten bei der Erschließung des Baugebietes Altablagerungen bzw. belasteter Boden (geruch-

lich oder optisch auffälliges Bodenmaterial) angetroffen werden, so ist umgehend das Landrat-

samt Calw, Dezernat 3 Umwelt, Technik und Ordnung zu verständigen. Dieses legt dann die 

erforderlichen Maßnahmen fest. Gegebenenfalls belastetes Bodenmaterial sowie bodenfremde 

Stoffe sind von unbelasteten Böden zu separieren und einer Sanierung bzw. einer ordnungsge-

mäßen Entsorgung zuzuführen. 

 

3 Nachweise zur Entwässerung 

Dem Baugesuch ist ein qualifiziertes Regenwassermanagement beizufügen. Dieses Gutachten 

enthält die Nachweise über den Umgang mit Niederschlagswasser einschließlich der Darstel-

lung der Maßnahmen der dezentralen Regenwasserbewirtschaftung, z.B. Grünflächen, Dach-

begrünung, Versickerungs-/ Verdunstungsmulden, Zisternen, etc. mit entsprechendem Flä-

chenbedarf. Die zurückgehaltenen, zu versickernden sowie die in die Regenwasserableitung 

einzuleitenden Wassermengen sind zu quantifizieren. 

 

3 Artenschutzmaßnahmen, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen außerhalb des Plangebiets 

-- wird nach Vorliegen des Umweltberichts gfls. noch ergänzt -- 

 

Nach dem Ergebnis der artenschutzrechtlichen Untersuchung 2023 sollen folgende CEF-

Maßnahmen zur Schaffung neuer Brutplätze und Nahrungshabitate für die Feldlerche umge-

setzt werden: 

Maßnahme: Um den durch die Umsetzung von Bauabschnitt 1 bedingten vollständigen bzw. 

teilweisen Verlust von drei Bruthabitaten sowie von Nahrungsflächen der Feldlerche auszuglei-

chen, werden auf Gemeindegebiet Flächen für die Feldlerche aufgewertet. Da die in der Umge-
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bung des Planungsgebiets vorhandenen offenen Ackerflächen bereits von Feldlerchen besie-

delt sind, können keine neuen Brutgebiete für die Feldlerche erschlossen werden. Das vorhan-

dene Brutgebiet kann aber durch Schaffung von locker bewachsenen, wildkrautreichen Flächen 

aufgewertet werden. In diesen finden die Vögel Nahrung, Deckung und Brutplätze. Insbeson-

dere ist in Flächen mit lockerer Vegetation die Aufzucht einer zweiten Jahresbrut möglich, zu 

der es in Flächen mit Anbau von Wintergetreide in der Regel nicht kommt. Da die Besiedelungs-

dichte bei der Feldlerche mit zunehmender Habitatqualität zunimmt, kann davon ausgegangen 

werden, dass die vom Vorhaben betroffenen Brutpaare (eines vollständig, zwei weitere randlich) 

in die Umgebung ausweichen können. 

Vorgesehen ist im vorliegenden Fall die Schaffung von lückigen, selbstbegrünenden Ackerbra-

chen in Bereichen, die bisher wenig Nutzungsgrenzen und unterschiedliche Vegetationshöhen 

aufweisen. Die Umsetzung erfolgt auf gemeindeeigenen Ackerflächen außerhalb des Planungs-

gebiets auf rund 5.000 m² Fläche. Die Brachen sind auf den Flurstücken 2454, 2603, 2259/1 

und 3516 zu entwickeln (Abbildung 4 – gelb markierte Flächen). Auf letzterem wird nicht das 

ganze Flurstück, sondern ein Streifen von 10 m am östlichen Rand stillgelegt (der westliche 

Rand ist aufgrund seiner Lage an einem Feldweg ungeeignet). Da Ackerbrachen mit zuneh-

mendem Alter dichtwüchsiger werden, sind die Maßnahmenflächen jährlich, spätestens alle 

zwei Jahre zu wechseln. Als Wechselflächen eignen sich die Flurstücke 3695 und 3696, der 

nördliche, als Acker genutzte Teil der Flurstücke 2620 und 2617 sowie die südlichen Bereiche 

der Flurstücke 2878/1, 2888 (die nördlichen Bereiche liegen nah am künftigen Gewerbegebiet 

und werden von Feldlerchen vermutlich nicht genutzt). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung: Vorgesehene Aufwertungsflächen (grüne Linie, gelbe Füllung) zur Verbesserung der 

Habitatqualität für die Feldlerche. 

Grün umrandete Flächen stellen weitere für die Aufwertung geeignete Flächen dar (Zahlen = 

Flurstücksnummer). Im Westen sind das Planungsgebiet Gewerbe Ost (rote Linie) und die 2023 

erfassten Brutreviere der Feldlerche dargestellt (grüne Linie). Weiß gestrichelt ist der 100-Me-

ter-Puffer um das Planungsgebiet dargestellt, der Bereich, der von Feldlerchen in der Regel 

angrenzend zur Bebauung gemieden wird.  

Datengrundlage: Artenschutzrechtliche Untersuchung Institut für Botanik und Landschafts-

kunde 2023 © Google Satellite, Abgerufen im Oktober 2023. 

 

Die Umsetzung der vorab dargestellten Maßnahmen ist vertraglich zu sichern.  
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Teil E – Begründung  
 

1 Planerfordernis 

Im Südosten der Ortslage Tiefenbronn erstreckt sich das Gewerbegebiet Tiefenbronn, das seit 

1978 in mehreren Bauabschnitten (Erweiterung I 1991, Erweiterung II 2009) entwickelt wurde.  

Zwischenzeitlich sind die Gewerbegrundstücke aufgefüllt. Um die Nachfrage nach gewerblichen 

Ansiedlungs- oder Umsiedlungswünschen decken zu können, soll das Gewerbegebiet nun nach 

Osten in Richtung Altenbronnenwiesen und Altenbronnenäcker erweitert werden.  

Eine weitere dringende Planerfordernis ergibt sich aus der Notwendigkeit der Netze BW ihr 

Stromnetz in der Region zu ertüchtigen: sie sieht im betreffenden Planbereich einen idealen 

Standort für die Errichtung eines Umspannwerks, welches für den Netzausbau notwendig wird. 

In diesem Zusammenhang kann die hier verlaufende 110 kV-Freileitung im Bereich der Gewer-

beflächen als Kabel verlegt werden, so dass die künftigen Gewerbegrundstücke ohne Ein-

schränkungen durch eine Hochspannungs-Freileitung genutzt werden können.  

 

Die gemäß Flächennutzungsplan mögliche Erweiterung des Gewerbegbietes nach Osten soll 

in mehrere Bauabschnitte unterteilt werden und wurde durch Fachplanungen – insbesondere 

bzgl. Abwasserentsorgung - vorgeprüft. Dabei hat sich gezeigt, dass ab einer bestimmten 

Größe der Gebietsentwicklung Maßnahmen am bestehenden Abwassersystem in erheblichem 

Umfang notwendig werden.  

 

Nach zwischenzeitlich erfolgten Eigentümergesprächen und der konkretisierten Pläne der 

Netze BW für die Errichtung eines Umspannwerks, für das ein dringender Bedarf besteht, soll 

daher nun in einem ersten Schritt Planungsrecht für einen ca. 3,3 ha großen Bauabschnitt 1 

entlang der Robert-Bosch-Straße zzgl. der Fläche für das Umspannwerk geschaffen werden.  

 

Zur Sicherung der städtebaulichen Entwicklung und Ordnung ist dafür die Aufstellung eines 

Bebauungsplans erforderlich. 

Die Errichtung des Umspannwerks stellt ein privilegiertes Vorhaben nach § 35 (1) Nr. 3 BauGB 

dar und ist auch ohne einen entsprechenden Bebauungsplan genehmigungsfähig. Daher soll 

aufgrund der Dringlichkeit dafür durch einen Bauantrag im Vorgriff auf den Bebauungsplan eine 

Baugenehmigung eingeholt werden. Die Planung der Netze BW ist in das planerische Gesamt-

konzept des Bebauungsplan eingebunden.  

 

2 Verfahrensart 

Der Bebauungsplan wird im Regelverfahren aufgestellt.  

 

3 Abgrenzung des Plangebiets / örtliche Gegebenheiten  

Der Gewerbestandort im Südosten der Ortslage Tiefenbronn liegt verkehrsgünstig mit direkter 

Anbindung an die L 573 und die K 4563.  

Am östlichen Rand des bestehenden Gewerbegebietes verläuft die bisher nur einseitig bebaute 

Robert-Bosch-Straße als offene Randstraße. Die hier angrenzenden Landwirtschaftsflächen 

von der 110 kV-Freileitung gequert, welche eine bisher eine gewerbliche Nutzung wesentlich 

eingeschränkt (evtl. nur Lagerflächen, niedrige Gebäude zulässig). Im Zusammenhang mit der 

o.g. geplanten Errichtung eines Umspannwerks kann die Freileitung im Plangebiet als 110 kV-

Erdkabel umgebaut und verlegt werden, so dass die vorgesehenen Gewerbegrundstücke dann 

uneingeschränkt genutzt werden können.  

 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans der örtlichen Bauvorschriften ergibt sich 

aus dem zeichnerischen Teil des Bebauungsplans: insgesamt umfasst er ca. 3,3 ha.  
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Im nordwestlichen Bereich des Plangebietes wurde mit Flurstück Nr. 2754/1 ein kleiner Bereich 

des vorhandenen Bebauungsplans (Gewerbegebiet Erweiterung I) einbezogen: zum einen um 

dort vorhandene Unschärfen im Randbereich zu klären und eine zusammenhängende Erweite-

rung der gewerblichen Nutzung zu sichern, zum anderen auch um den verkehrlichen Anschluss 

an die Robert-Bosch-Straße nach Osten sicher zu stellen.  

Im Westen grenzt das bestehende Gewerbegebiet an das Plangebiet an, im Süden und Osten 

schließen sich landwirtschaftlich genutzte Flächen an.  

Im Norden wird das Plangebiet durch die L 573 begrenzt. Hier gibt es Planung zu einer geringen 

Veränderung des Straßenverlaufs, um die Kurve der L 573 im weiteren östlichen Verlauf zu 

entschärfen: damit würde der Fahrbahnrand der L 573 etwas nach Süden rücken, was sich 

aktuellen 1. Bauabschnitt jedoch noch kaum bemerkbar macht, sondern erst in weiteren Bau-

abschnitten nach Osten deutlichere Auswirkungen hätte. Derzeit ruhen die Planung zum Umbau 

der L 573 wegen Eigentumsfragen jedoch.  

Entlang der L 573 ist nach § 22 Straßengesetz Baden-Württemberg ein Anbauverbot von 20 m 

zu beachten. Der Abstandsbereich ist im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans gekenn-

zeichnet – in Berücksichtigung der vorgesehenen Planung sowohl mit Bezug auf den bestehen-

den Fahrbahnrand als auch auf den geplanten Fahrbahnrand (gem. Planstand 2017). 

 

Das Plangebiet fällt von ca. 437 m üNN am südlichen Rand nach Nordwesten auf ca. 424 m 

üNN ab und weist damit auf die gesamte Ausdehnung eine mäßige Neigung von ca. 3,7 % auf.   

 

4 Regionalplan 

In der überarbeiteten Raumnutzungskarte des Teilregionalplans Landwirtschaft vom Regional-

verband Nordschwarzwald wird der betreffende Bereich als Vorbehaltsgebiet für Erholung und 

Tourismus (G) ausgewiesen (s.u. horizontale Schraffur in der Abbildung).  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ausschnitt Raumnutzungskarte Regionalplan Nordschwarzwald (Quelle: Regionalverband 

Nordschwarzwald) mit Kennzeichnung Plangebiet 

Die Belange von Erholung und Tourismus sind mit den wirtschaftlichen und öffentlichen Belan-

gen abzuwägen. Hierbei sind insbesondere zu beachten: 

- die vorgesehene Erweiterungsfläche ist aufgrund der gewerblichen Vorprägung geeignet, 

Konflikte mit Wohnnutzungen sind nicht zu befürchten 

-  im bestehenden Gewerbegebiet sind keine Gewerbegrundstücke mehr vorhanden, für die 

gewerbliche Nachfrage und Entwicklung ist eine Erweiterung des Gewerbegebietes erfor-

derlich 
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- für das dringend benötigte Umspannwerk zur Ertüchtigung des Stromnetzes ist der vorge-

sehene Standort aufgrund der hier verlaufenden 110-KV-Trasse optimal geeignet 

- für Erholungssuchende stehen in den weiterhin weitläufigen Freiräumen in Tiefenbronn 

noch ausreichend Freiräume zur Verfügung 

In Abwägung der unterschiedlichen Belange wird der Eingriff in das Vorbehaltsgebiet Erholung 

und Tourismus für vertretbar gehalten.  

 

5 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan (FNP) 

Die Gemeinde Tiefenbronn stellt den Flächennutzungsplan in einem Gemeindeverwaltungsver-

band zusammen mit der Gemeinde Neuhausen auf. Im derzeit gültigen Flächennutzungsplan 

Fassung in der Fassung der Fortschreibung IV von 2018 ist die Erweiterungsfläche Gewerbe-

gebiet Ost mit insgesamt ca. 10, 6 ha enthalten. Von dieser Fläche soll nun ein erster Bauab-

schnitt umgesetzt werden.  

Der Bebauungsplan ist damit aus dem Flächennutzungsplan entwickelt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Auszug FNP  

 Fortschreibung IV  

 2018 

 

6 Bestehendes Baurecht 

Das Plangebiet liegt im Außenbereich, daher ist die Aufstellung des Bebauungsplans erforder-

lich. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans überdeckt im nordwestlichen Bereich den vor-

handenen Bebauungsplan ‚Gewerbegebiet Tiefenbronn 1. Erweiterung' und ersetzt diesen im 

betreffenden Bereich. 
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7 Städtebauliche Konzeption und vorliegende Planung Netze BW 

 

Die Überlegungen zur Umsetzung des Er-

weiterungsfläche ‚Gewerbegebiet Ost‘ ha-

ben konzeptionell das Gesamtgebiet ge-

mäß FNP im Blick: in den Kurvenberei-

chen soll an die Robert-Bosch-Straße an-

gebunden werden und dann das Gebiet 

nach Osten in einer Ringerschließung er-

schlossen werden. Dies Konzeption lässt 

die Bildung mehrerer Bauabschnitte zu.  

Wichtig ist es daher, im 1. Bauabschnitt 

die Anbindungen an die Robert-Bosch-

Straße zu sichern, was der nun vorlie-

gende Bebauungsplan entsprechend be-

rücksichtigt. 

 

Frühzeitig wurde auch die Abstimmung mit dem Regierungspräsidium Karlsruhe bzgl. einer 

möglichen, zweiten Anbindung an die L573 gesucht: dies wurde vom RP Karlsruhe jedoch ab-

gelehnt, so dass die Erweiterung über die bereits jetzt bestehende Zufahrt Daimlerstraße an die 

L 573 angebunden wird. 

 

Um den Bedarf an gewerblichen Baugrundstücken zu decken, soll mit dem vorliegenden Be-

bauungsplan mit einem überschaubaren Erschließungsaufwand die Bebauung entlang der Ro-

bert-Bosch-Straße mit Grundstückstiefen von ca. 50-60 m ermöglicht werden.  

Die weitere Entwicklung nach Osten sichern die von der Robert-Bosch-Straße im Norden und 

Süden abgehenden Stiche. Da an sie jeweils nur zwei Betriebsgrundstücke angebunden sind, 

wird auf Wendehämmer verzichtet.  

 

Am nördlichen Gebietsrand ist gemäß Straßengesetz Baden-Württemberg das Anbauverbot mit 

20 m entlang der L 573 berücksichtigt. In dem von Bebauung freizuhaltenden Streifen soll eine 

Bepflanzung zur Eingrünung des Gebietes und auch Flächen für die Rückhaltung und Ableitung 

von Niederschlagswasser in das vorhandene Grabensystem vorgesehen werden. Damit wird 

auch die Randeingrünung des bestehenden Gewerbegebietes entlang der L 573 fortgesetzt. 

Am südlichen Gebietsrand soll durch Pflanzflächen die Eingrünung des Gebietes ebenfalls ge-

sichert werden. Zur Rückhaltung und Ableitung des Niederschlagswassers aus den angrenzen-

den landwirtschaftlichen Außenflächen sollen auch hier Entwässerungsmulden/-Gräben vorge-

sehen werden.  

 

Am östlichen Gebietsrand soll in einem öffentlichen Grünstreifen ein Entwässerungsgraben an-

gelegt werden, in dem die privaten Gewerbegrundstücke ihr unverschmutztes Regenwasser 

einleiten können. Eine Gebietseingrünung ist hier nicht vorgesehen, das das Gewerbegebiet 

perspektivisch ja in weiteren Bauabschnitten ja noch nach Osten erweitert werden soll.  

 

Im Planungsverlauf hat die Netze BW ihren Platzbedarf und die am besten geeignete Lage für 

das Umspannwerk konkretisiert. Das entsprechende Grundstück am nordöstlichen Rand ist zwi-

schenzeitlich bereits gebildet worden und wurde in den Bebauungsplan übernommen.  

Von einem Maststandort im Süden des Plangebietes wird die bestehende 110-kV-Freileitung in 

ein Erdkabel überführt und verläuft zunächst am westlichen Rand des Geltungsbereichs (Lei-

tungsrecht 1) und dann entlang der Robert-Bosch-Straße bis zum Umspannwerk in öffentlichen 

Verkehrsflächen. Über einen neuen Maststandort im nördlichen Bereich des Umspannwerks 

wird das Kabel wieder in die 110-KV-Freileitung überführt.  



GEMEINDE TIEFENBRONN BEBAUUNGSPLAN "GEWERBEGEBIET OST ERWEITERUNG" 
   

  15 

Wie unter Ziffer 1 der Begründung bereits erläutert stellt die Planung der Netze BW ein privile-

giertes Vorhaben nach § 35 (1) Nr. 3 BauGB dar und ist auch ohne einen entsprechenden 

Bebauungsplan genehmigungsfähig. Aufgrund der Dringlichkeit soll daher durch einen Bauan-

trag im Vorgriff auf den Bebauungsplan eine Baugenehmigung dafür eingeholt werden. Die 

Festsetzung im Bebauungsplan beschränkt sich dementsprechend nur auf die Art der baulichen 

Nutzung.  

 

Hierbei ist jedoch zu betonen, dass die Planung der Netze BW während des laufenden Pla-

nungsprozesses in das Gesamtkonzept des Bebauungsplan eingebunden wurde und sich in 

dieses einfügt: dies zeigt auch der nachfolgend abgebildete Lageplan der Netze BW vom 

17.10.2023 in Überlagerung mit dem Bebauungsplan-Entwurf: 

Die Zufahrt zum Umspannwerk erfolgt im Bereich der künftig geplanten Straßenfläche, am nörd-

lichen Rand sind Mulden zur Regenwasserrückhaltung vorgesehen und die geplanten Gebäude 

stehen in Flucht der vorgesehenen Baugrenzen des Gewerbegebietes.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

8 Umweltbericht / Artenschutz / Grünordnung 

Derzeit liegt zur Klärung der umweltrechtlicher Belange eine artenschutzrechtliche Untersu-

chung im Vorgriff auf den noch zu erstellenden Umweltbericht vor. Der Umweltbericht mit Ein-

griffs-Ausgleichsbilanzierung wird im weiteren Planungsverfahren ausgearbeitet.  

Der ausgearbeitete Umweltbericht ist dann Grundlage für die Übernahme von grünordnerischen 

Festsetzungen, von Maßnahmen zum Artenschutz und zum Ausgleich der zu erwartenden Ein-

griffe.  

 

Bereits 2020 wurde eine artenschutzrechtliche Prüfung durchgeführt, auf deren Grundlage 2023 

nochmals Begehungen und vertiefte Untersuchungen stattfanden. Die aktualisierte Artenschut-

zuntersuchung ist dem vorliegenden Bebauungsplan – Vorentwurf als gesondertes Dokument 

beigefügt.  
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Die artenschutzrechtliche Prüfung fasst die Wirkungen auf die Fauna wie folgt zusammen:  

Vögel: Durch die Planung gehen Nistplätze und Nahrungshabitate für verschiedene Vogelarten 

verloren. Besonders betrifft dies die Feldlerche (Alauda arvensis), die auf weite offene Wiesen- 

und Ackergebiete mit kleinteiliger Nutzung angewiesen ist. Da sie mit ihren Brutplätzen am Bo-

den zu Vertikalstrukturen einen Abstand von rund 50 - 100 m einhält (OELKE 1968), gehen die 

Auswirkungen auf die Art deutlich über den tatsächlichen Eingriffsbereich hinaus. Für ausge-

sprochene Kulturfolger wie Haussperling (Passer domesticus) und Hausrotschwanz (Phoenicu-

rus ochurus) sind die Auswirkungen weniger gravierend, da beide Arten auch im Siedlungsbe-

reich brüten und einige Beobachtungen in der bestehenden Bebauung lagen. 

Zur Minimierung der negativen Auswirkungen des Vorhabens sind eine gute Durch- sowie Ein-

grünung des Planungsgebiets vorzusehen. Um den Habitatverlust für die Feldlerche zu kom-

pensieren müssen in der Umgebung Flächen für die Feldlerche aufgewertet werden. Davon 

profitieren auf die übrigen Vogelarten. Die entfallenden Nistplätze von Höhlen- und Nischenbrü-

tern werden durch die Anbringung von Nisthilfen ersetzt. 

Fledermäuse: Durch die Planung gehen potenzielle Jagdhabitate und Einzelhangplätze für Fle-

dermäuse verloren. Die Eignung des Gebiets für Quartiere und als Jagdhabitat ist aufgrund der 

Habitatausstattung allerdings nur gering. Der Eingriff wird als geringfügig eingestuft. 

Insekten: Das Planungsgebiet stellt einen potenziellen Lebensraum für den Hellen und Dunklen 

Wiesenknopf-Ameisenbläuling dar. Vorhanden sind zahlreiche Exemplare des Großen Wiesen-

knopfs im nördlichen Teil des Gebiets. Durch die Planung wird dieses Vorkommen zerstört. 

Aufgrund der aktuellen Bewirtschaftung der Wiesenflächen ist es dem Wiesenknopf-Ameisen-

bläuling allerdings nicht möglich, die Fläche als Lebensraum zu nutzen und stabile Populationen 

aufzubauen. Der Eingriff wird als geringfügig eingestuft. 

Im Rahmen der artenschutzrechtlichen Untersuchungen (2018 und 2023) konnte kein Vorkom-

men des Hellen und Dunklen Wiesenknopf-Ameisenbläuling im Planungsgebiet festgestellt wer-

den. 

Ein vorkommen weiterer streng geschützter Insektenarten ist aufgrund der Habitatausstattung 

und des Fehlens geeigneter Wirtspflanzen unwahrscheinlich. 

Sonstige Artengruppen: Das Planungsgebiet ist aufgrund der Habitatausstattung als Lebens-

raum für Amphibien, Reptilien und Kleinsäuger von geringer Bedeutung. Durch die Planung 

werden keine Auswirkungen auf diese Artengruppen erwartet. 

Fazit 

Für die betrachteten Artengruppen stellt das Vorhaben unter Berücksichtigung von Maßnahmen 

zum Artenschutz einen geringfügigen Eingriff dar. Verbotstatbeständen werden unter Berück-

sichtigung von Maßnahmen zum Artenschutz nicht ausgelöst. 

Die vorgeschlagenen plangebietsexternen Maßnahmen für die Feldlerche wurden in die Hin-

weise Ziffer 4 übernommen.  

 

9 Verkehrserschließung 

Die Verkehrserschließung für den vorliegenden 1. Bauabschnitt wird überwiegend von der be-

reits vorhandenen Robert-Bosch-Straße übernommen.  

An sie werden in den Kurvenbereichen zwei kurze Erschließungsstiche angebunden, die derzeit 

lediglich die Zufahrt zum Umspannwerk und zu ca. 2 weiteren Gewerbegrundstücken ermögli-

chen. Insbesondere sichern sie auch die perspektivisch angedachte Erweiterung nach Osten.  

Mit der inneren und äußeren Erschließungsplanung (Verkehrserschließung, Trinkwasser, Ab-

wasser, Regenwasser) wurde das Ingenieurbüro Klinger und Partner (KuP) von der Gemeinde 

Tiefenbronn. Im weiteren Planverfahren wird die Straßenplanung von KuP noch weiter ausge-

arbeitet und kann dann entsprechend in den Bebauungsplan als Grundlage übernommen wer-

den.  
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10 Entwässerungsplanung / Trinkwasserversorgung  

Mit der inneren und äußeren Erschließungsplanung (Verkehrserschließung, Trinkwasser, Ab-

wasser, Regenwasser) wurde das Ingenieurbüro Klinger und Partner (KuP) von der Gemeinde 

Tiefenbronn.  

Vor allem die Entwässerungsplanung wurde hinsichtlich dem Umgang mit dem Niederschlags-

wasser frühzeitig geprüft. Dabei hat sich gezeigt, dass ab einer bestimmten Größe der Gebiets-

entwicklung Maßnahmen am bestehenden Abwassersystem in erheblichem Umfang notwendig 

werden. Für die nun gewählte Abgrenzung des 1. Bauabschnittes kann die Regenwasserbe-

handlung in Kombination mit den in Ziffer 6 der örtlichen Bauvorschriften festgesetzten Rück-

haltungsmaßnahmen auf den privaten Grundstücken noch mit den vorhandenen Strukturen in 

einem modifizierten Mischsystem bewerkstelligt werden.  

Im Rahmen der Voruntersuchung hat KuP die Ver- und Entsorgung des Gebiets in nachfolgen-

den Abbildung schematisch dargestellt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle Klinger und Partner, Voruntersuchung 15.08.2023 
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11 Planungsrechtliche Festsetzungen  

11.1 Art der baulichen Nutzung 

Die Bauflächen werden als Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO und als Fläche für Versorgungs-

anlagen für die Errichtung des geplanten Umspannwerks festgesetzt.  

In Anwendung von § 1(5) - (7) BauNVO werden im Gewerbegebiet ansonsten allgemein zuläs-

sige Tankstellen und ansonsten ausnahmsweise zulässige Vergnügungsstätten ausgeschlos-

sen. Die ausnahmsweise zulässigen Betriebswohnungen werden mit konkreten Maßgaben be-

schränkt. Die vorab beschriebene Modifizierung des Nutzungskatalogs entspricht auch dem 

vorhandenen Bebauungsplan 'Wolfsbaum / Gewerbe 1. Erweiterung'. Zur Klarstellung werden 

auch Gewerbebetriebe, die auf sexuelle Bedürfnisse orientiert sind oder bei denen die Aus-

übung sexueller Handlungen betriebliches Wesensmerkmal ist, ausgeschlossen. 

Auch eine gewerbliche Nutzung durch Fremdwerbungen (Plakatierungen, Aufstellen von Schil-

dern etc.) soll ausgeschlossen. 

Insgesamt tragen die getroffenen Festsetzungen zur Art der baulichen der städtebaulich wirk-

samen Ortseingangssituation und sichern die Gewerbeflächen für das vorgesehene produzie-

rende Gewerbe.  

 

11.2 Maß der baulichen Nutzung 

Für die Errichtung des Umspannwerks sind Gebäude und bauliche Anlagen im dafür erforderli-

chen Maß der baulichen Nutzung zulässig. Gesonderte Festsetzung hierzu werden im Bebau-

ungsplan nicht vorgenommen – auch mit Blick auf die vorgesehene Bauantragstellung.  

Im Gewerbegebiet wird das Maß der baulichen Nutzung festgesetzt durch die Grundflächenzahl 

(GRZ) und die Gebäudehöhe (GH) gemäß Eintrag im zeichnerischen Teil. Für die Bezugshöhe 

der Gebäudehöhe soll die Erschließungsstraße herangezogen werden. Dies wird nach Vorlie-

gen der Straßenplanung im weiteren Planverfahren gfls. noch konkretisiert.  

Im bestehenden Gewerbegebiet sind Gebäudehöhen zwischen 7,0 m und 12,0 m zulässig. Mit 

einer niedrigeren Gebäudehöhe am nördlichen Rand wird die derzeitige Höhengliederung be-

rücksichtigt und damit auch die Einfügung der Erweiterung in Bestand und Landschaftsplanung 

gesichert.  

In den südlichen Planbereichen wird mit 12,0 m die Voraussetzung für eine gute wirtschaftliche 

Nutzung der Gewerbegrundstücke geschaffen. Hier soll mit Blick auf einen sparsamen Umgang 

mit Grund und Boden auch das Signal gegeben werden, eher eine Entwicklung in die Höhe als 

in die Fläche zu suchen.  

Mit der zulässigen Überschreitung der Gebäudehöhe mit technischen Anlagen wird ausdrück-

lich auch die Errichtung von Anlagen zur Solarnutzung begünstigt.  

Für das Plangebiet wird keine GFZ festgesetzt. Soweit eine Geschoßflächenzahl nicht festge-

setzt ist, sind die Orientierungswerte des §17(1) BauNVO zu beachten. Für Gewerbegebiete ist 

hier die GFZ von 2,4 maßgeblich. 

 

11.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen 

Für die Errichtung des Umspannwerks sind Gebäude und bauliche Anlagen im dafür erforderli-

chen Umfang und Bauweise zulässig. Gesonderte Festsetzung hierzu werden im Bebauungs-

plan nicht vorgenommen – auch mit Blick auf die vorgesehene Bauantragstellung. 

 

Im Gewerbegebiet werden mit der Festsetzung der abweichenden Bauweise ‚a‘ Gebäude mit 

seitlichem Grenzabstand ohne Längenbegrenzung zugelassen. Diese Bauweise ermöglicht 

eine angemessene Bebauungsmöglichkeit auch für Gebäude mit mehr als 50 m Länge. 

Zur Flexibilisierung der Bebauung und der Grundstückszuschnitte werden durch Baugrenzen 

über die Grundstücksgrenzen hinweg durchgehende Baufenster festgesetzt. 
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11.4 Garagen (auch Carports), Stellplätze und Nebenanlagen 

Zur Sicherung einer wirksamen Eingrünung der Privatflächen sind außerhalb der überbaubaren 

Grundstücksflächen keine Garagen, Carports, Tiefgaragen zulässig.  

Stellplätze und Nebenanlagen im Sinne des §14 BauNVO sind innerhalb und außerhalb der 

überbaubaren Grundstücksfläche zulässig, auch soweit für sie im Bebauungsplan keine beson-

deren Flächen festgesetzt sind.  

 

11.5 Flächen für die Rückhaltung von Niederschlagswasser 

Die im zeichnerischen Teil festgesetzten Flächen für die Rückhaltung von Niederschlagswasser 

sichern das unter Ziffer 7 und 10 erläuterte Entwässerungssystem und dienen am südlichen 

Gebietsrand zudem dazu, Außengebietswasser zurückzuhalten und kontrolliert abzuführen.  

 

11.6 Leitungsrechte 

Die festgesetzten Leitungsrechte sind für den Umbau der 110-KV-Freileitung in ein Erdkabel 

(LR 1 im Süden) und zur Ableitung des Regenwassers in das vorhandene Grabensystem am 

nördlichen Gebietsrand (LR 2 im Norden) erforderlich. 

Bei Bedarf ist im Bereich der Leitungsrechte eine Zugänglichkeit zu gewähren. Vorstellbar ist in 

diesen Bereichen die Anlage von Stellplätzen, Hof- und Abstellflächen. Bauliche Anlagen die in 

den Untergrund eingreifen (z.B. mit Fundamenten) sind nicht möglich. Bepflanzungen sind mit 

dem jeweiligen Leitungsträger abzustimmen.  

 

11.7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,  

 Natur und Landschaft 

Die Festsetzungen werden im weiteren Verfahren nach Vorliegen des Umweltberichts noch er-

gänzt und konkretisiert.  

 

11.8 Grünordnung 

Die Festsetzungen werden im weiteren Verfahren nach Vorliegen des Umweltberichts noch er-

gänzt und konkretisiert.  

 

11.9 Anschluss der Grundstücke an öffentliche Verkehrsflächen 

Zur Sicherung und Herstellung der vorhandenen oder auszubauenden Straßenkörper im Gebiet 

sind auf den Grundstücksflächen innerhalb eines Abstands von 1,50 m von der öffentlichen 

Verkehrsfläche unterirdische Stützbauwerke, Hinterbeton der Randsteine, Aufschüttungen und 

Abgrabungen, sowie Lampenfundamente entlang der Grundstücksgrenze, in der erforderlichen 

Höhe und Breite zu dulden. 

 

 

13 Örtliche Bauvorschriften 

13.1 Dachform und Dachneigung 

Es sind nur Flachdächer sowie flach geneigte Pultdächer bis zu 15° Dachneigung zulässig, die 

extensiv zu begrünen sind. 

Durch die Begrünung der Dächer werden nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt einge-

schränkt und der Niederschlagswasserabfluss des Gebiets verringert. Zudem ist es eine ökolo-

gisch wertvolle Maßnahme zur Verbesserung des Kleinklimas. 

Anlagen zur Solarnutzung auf den Dächern sind möglich und im Sinne einer Klima verbessern-

den, CO2 neutralen Energienutzung gewünscht.  
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13.2 Werbeanlagen 

Werbeanlagen prägen sowohl die Außenwirkung des Gebietes und als auch das Straßenbild 

können je nach Ausprägung auch auf die freie Landschaft einwirken. Sie sind daher aus gestal-

terischen Gründen regelungsbedürftig. Die Anlagen dürfen die tatsächliche Gebäudehöhe nicht 

überschreiten. Anlagen mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht (auch Filmwände), 

laufende Schriftbilder sowie Booster (Lichtwerbung am Himmel) sind unzulässig.  

 

13.3 Gestaltung der nicht überbauten Flächen 

Als Beitrag zur Durchgrünung des Plangebietes und Schaffung einer attraktiven Freifläche im 

Geltungsbereich des Vorhabens sind die nicht überbauten Flächen, soweit sie nicht für Neben-

anlagen, Zufahrten und Wege benötigt werden, zu begrünen und gärtnerisch zu unterhalten.  

 

13.4 Einfriedungen  

Zur Gewährleistung einer betrieblichen Sicherung einerseits und Wahrung eines an-gemesse-

nen gestalterischen Erscheinungsbildes andererseits sind Einfriedungen entlang der öffentli-

chen Verkehrsflächen nur als Metall- oder Holzzäune bis zu einer Höhe von max. 1,5 m zuläs-

sig. Ausnahmsweise können Metallzäune bis 2,5 m Höhe errichtet werden, wenn sie aus si-

cherheitstechnischen und betrieblichen Gründen erforderlich sind. Die Verwendung von Sta-

cheldraht ist nicht zulässig. 

Einfriedungen müssen von öffentlichen Verkehrsflächen (auch Feldwegen) mindestens 0,5 m 

zurückbleiben. 

 

13.5 Niederspannungs- und Fernmeldeanlagen 

Im Plangebiet des Bebauungsplans sind aus städtebaulichen Gründen keine oberirdischen Nie-

derspannungs- und Fernmeldeleitungen zulässig.  

 

13.6 Anlagen zum Sammeln, Verwenden oder Versickern von Niederschlagswasser 

Zur Sicherung des in Ziffer 7 und 10 erläuterten Konzeptes zur Regenwasserbehandlung wer-

den Maßgaben zur Regenwasserableitung sowie auf den Gewerbegrundstücken nachzuwei-

senden Rückhaltevolumina (örtliche Bauvorschriften Ziffer 6) festgesetzt. 
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Teil F - Zusammenfassende Erklärung 
 

Gemäß § 10a BauGB ist dem Bebauungsplan eine zusammenfassende Erklärung beizufügen über die 

Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

in dem Bebauungsplan berücksichtigt wurden und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit 

den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde. 

 

-- Wird ergänzt nach Abschluss des Planverfahrens -- 

 

1 Planerfordernis 

 

 
2 Berücksichtigung der Umweltbelange im Bebauungsplan 

 

 

3 Begründung der Planwahl nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden  

 anderweitigen Planungsmöglichkeiten 

 

 

4 Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

 
4.1 Öffentlichkeitsbeteiligung 

4.1.1 Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3(1) BauGB 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB erfolgte durch … 

 

4.1.2 Öffentliche Auslegung nach § 3(2) BauGB 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB erfolgte im Zeitraum vom … bis  

 

 

4.2 Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

4.2.1 Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  

 nach § 4(1) BauGB 

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB 

erfolgte durch … 

 

4.2.2 Einholung der Stellungnahmen nach § 4(2) BauGB 

Mit Schreiben vom … wurden die Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB 

um Abgabe einer Stellungnahme bis zum …. gebeten.  


